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. Vortrag des Referenten

1. Anldsse und Historie
1.1 Stadtratsantrag Nr. 08-14 / A 04426 vom 04.07.2013

Die SPD-Stadtratsfraktion beantragte mit dem Stadtratsantrag ,,650.000 Euro Veran-
staltungsbudget - davon 150.000 fiir den StraRenfasching: Der 6ffentliche Raum
braucht Ehrenamt und Engagement von Vereinen®, Nr. 08- 14 / A 04426 vom
04.07.2013 (vgl. Anlage 1):

Die Landeshauptstadt Minchen stellt ab 2014 jahrlich bis zu 650.000 Euro flr Zu-
schisse zu nicht kommerziellen Veranstaltungen im &ffentlichen Raum zur Verfi-
gung. Davon werden bis zu 150.000 Euro flir Faschingsveranstaltungen eingestellt.
Die Stadtverwaltung erarbeitet hierzu Vergabe-Kriterien (z. B. Fehlbedarfsfi-
nanzierung, Sicherheitsauflagen) und legt sie dem Stadtrat zur Entscheidung vor.

Begrindung:

Die gesetzlichen und behordlichen Auflagen fur Veranstaltungen im offentlichen
Raum sind in den vergangenen Jahren zum Teil erheblich verscharft worden.
Dementsprechend hoch sind auch die Kostensteigerungen zum Beispiel fur Sicher-
heitsauflagen der Polizei. Fur nicht - kommerzielle Veranstalter und insbesondere
kleine, private Vereine sind die gestiegenen Fixkosten - trotz des grofl3en Engage-
ments vieler Ehrenamtlicher - kaum noch zu stemmen. So haben beispielsweise die
Veranstalter des traditionellen Minchner Stralenfaschings oder der Parade am St.
Patrick's -Day von Jahr zu Jahr gréRere Probleme, ihre Kosten wieder hereinzuholen.
Sinnvoll wéare deshalb eine Fehlbedarfsfinanzierung.

1.2 Stadtratsantrag Nr. 14-20/ A 01024 vom 11.05.2015

Die CSU-Stadtratsfraktion beantragte mit dem Stadtratsantrag "Gebuhrenbefreiung
fur Maibaum-, Stadtteilfeste und Faschingsumziige", Nr. 14-20/ A 01024 der CSU-
Stadtratsfraktion vom 11.05.2015 (vgl. Anlage 2):

Der Stadtrat mdge beschliefl3en:

Die Stadtverwaltung erarbeitet ein Konzept, wie flir ehrenamtlich durchgefiihrte Ver-
anstaltungen, wie das Aufstellen von Maibdumen, Stralen- und Stadtteilfeste sowie
Faschingsumzlige, die stadtischen Kosten und Gebihren erlassen oder weitestge-

hend reduziert werden kénnen.

Begrindung:

Nachdem die Diskussion um die Befreiung von Gebuhren und Kosten fir traditionelle
und ehrenamtliche Veranstaltungen seit Jahren gefiihrt wird und eine Entscheidung
seit 2012 auf unbestimmte Dauer vertagt wurde, bedarf es nun endlich einer neuen
klaren Regelung. Jiingst wurden erst wieder allerorten die Maibaume aufgestellt und
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im Sommer wird es wieder viele Stralen- und Stadtteilfeste geben. Aber auch die
Vorbereitungen fir die Faschingsumziige werden ab Herbst wieder aufgenommen.
Die Landehauptstadt Minchen begri3t von offizieller Seite diese Veranstaltungen
und das ehrenamtliche Engagement derer, die zum Gelingen der Veranstaltungen
beitragen. Daher muss es im Interesse der Stadt sein, diese nicht-kommerziellen Ver-
anstaltungen weiterhin zu erméglichen. Ein Festhalten an der bisherigen Gebuhren-
und Kostenpraxis wirde fir viele dieser Veranstaltungen das Ende bedeuten.

1.3 Stadtratsantrag Nr. 14-20/ A 02422 vom 26.08.2016

Die Stadtratsfraktion der SPD hat am 26.08.2016 folgenden Antrag zur ,Unterstut-
zung von nicht kommerziellen Stadtteil- Vereins- und Schulfesten” gestellt (vgl. An-
lage 3):

Die Stadtverwaltung legt den Stand der Umsetzung des Antrag Nr. 08-14 / A 04426
der SPD-Stadtratsfraktion vom 04.07.2013 (Einfihrung eines Veranstaltungsbudget
in H6he von 650.000 Euro) dar. Auch wird aufgezeigt, welche Referate wie viele Zu-
schusse an welche Veranstalter bisher auszahlten und welche Kriterien dabei zur An-
wendung kommen.

Die Stadtverwaltung erarbeitet ein Konzept, das insbesondere eine verbesserte Kom-
munikation hinsichtlich der Férderméglichkeiten beinhaltet, und stellt es dem Stadtrat
VOr.

Neben besseren Kommunikationswegen und einfacher zuganglichen Informationen
soll zum Beispiel das Kreisverwaltungsreferat zusatzlich bereits im Bescheid auf die
Zuschussmoglichkeiten und die jeweiligen Ansprechpartner hinweisen.

Begrindung:

Nicht-kommerzielle Feste, wie Stadtteil-, Vereins- oder Schulfeste, haben eine grofl3e
kulturelle Bedeutung. Sie blindeln ehrenamtliches Engagement und férdern den Zu-
sammenhalt in der Bevolkerung. Sie sind ein wichtiger Bestandteil der Stadtkultur,
nicht zuletzt daraus ergibt sich die wachsende Beliebtheit dieser Feste. Der Kreis der
Zuschussnehmer ist bei Bedarf zu erh6hen und eine verlassliche Unterstitzung wei-
ter zu entwickeln.

Die Kosten fur nicht-kommerzielle Veranstaltungen variieren nach Art und Umfang.
Initiatoren von Stadtteil-, Vereins- und Schulfesten missen bei wetterbedingtem Aus-
fall GeblUhren und Kosten als Verlust komplett Ubernehmen. Das gefahrdet den Fort-
bestand vor allem kleinerer Veranstaltungen. Ein verbessertes Kommunikationskon-
zept Uber die mdglichen Veranstaltungsbudgets ist daher dringend erforderlich, damit
alle Veranstalter von den Zuschussen profitieren kénnen.
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1.4 Antrage Nr. 14-20 / B 02389 der CSU-Fraktion im Bezirksausschuss 16 vom
26.04.2016 und Nr. 14-20 / B 02646 des Bezirksausschuss 24 vom 25.07.2016

Der Bezirksausschuss 16 hat folgenden Antrag beschlossen (Anlage 4), dem der Be-
zirksausschuss 24 zugestimmt hat (Anlage 5):

1. Das Kreisverwaltungsreferat wird gebeten darzulegen,

a) welche Einnahmen es aus der Bearbeitung und Genehmigung von Veranstal-
tungen im 16. Stadtbezirk fur das Jahr 2015 erzielt hat und welcher Arbeits-
aufwand demgegeniber stand.

b) inwiefern ihm Erkenntnisse vorliegen, in welchen Fallen Veranstalter aufgrund
der Héhe der Gebuhren friher regelmaRig stattfindende Feste und Veranstal-
tungen zurtickgefahren oder zuriickgenommen haben — stadtbezirksbezogen
oder stadtweit.

c) inwiefern das Kreisverwaltungsreferat Mdglichkeiten hat, ehrenamtliches En-
gagement im Rahmen der Geblhrenerhebung zu berticksichtigen und inwie-
weit es davon Gebrauch macht.

2. Der Stadtrat der Landeshauptstadt Minchen wird aufgefordert, den Bezirksaus-
schissen ein satzungsmagiges Recht einzuraumen, das fir eine bestimmte Anzahl
von Veranstaltungen im Jahr per BA-Beschluss die Befreiung von stadtischen Gebih-
ren ermdglicht, ohne dass diese dann dem Bezirksausschussbudget angerechnet
werden. Die Kolleginnen und Kollegen der Bezirksausschisse 1-15 und 17-25 wer-
den dafiir um Unterstitzung gebeten.

Begrindung:

Der Allgauer Bauern- und Kasemarkt, der nach Jahren auf dem Pfanzeltplatz 2016
nicht mehr stattfindet, ist das juingste Beispiel fur ein Schwinden von traditionellen,
bei der Bevolkerung dulderst beliebten Veranstaltungen auf 6ffentlichem Grund. Be-
grundet wird der Ruckgang regelmafig mit den hohen Gebuhren, die fur ehrenamtli-
che Veranstalter eine zunehmend unkalkulierbare Belastung darstellen. Dies gilt
umso mehr, wenn mit der Veranstaltung eigentlich noch gemeinnitzige oder karitative
Zwecke verfolgt werden sollen (Sonnwendfeuer etc.)

Noch nachvollziehbar ist, dass die mit der Genehmigung von Veranstaltungen fir die
Landeshauptstadt Minchen verbundenen Kosten wenigstens ansatzweise gedeckt
werden sollen. Doch stellt sich bei Gebuhren in einer Bandbreite von 130 bis 920
Euro fur eine Festsetzung, zwischen 20 und 2.301 Euro fur eine Veranstaltungser-
laubnis oder 35 Euro bis 1.750 Euro fir eine Gestattung (voriibergehende Gaststat-
tenerlaubnis) unweigerlich auch die Frage, ob tatsachlich nur dieses Ziel verfolgt
wird.Daruber sollen die unter Ziffer 1 genannten Fragen Aufschluss geben.
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Am Ende steht zu beflirchten, dass traditionelle, von ehrenamtlichen Engagierten ge-
tragene Veranstaltungen noch weiter verschwinden und das Feld kommerziellen An-
bietern Uberlassen mussen, die Kulturveranstaltungen allzu oft mit Produktpromoti-
ons verwechseln.

Um einen aktiven Beitrag zu einer lebendigen und vielfaltigen Veranstaltungsland-
schaft zu leisten und gleichzeitig 6rtlichen Gegebenheiten Rechnung zu tragen, sollte
den Bezirksausschissen daher das Recht eingerdumt werden, in Gberschaubarem
Malke ortlich bedeutsame und ehrenamtlich getragene Veranstaltungen von den Ge-
blhren zu befreien. Dabei muss es sich um eine tatsachliche Befreiung handeln, da
eine Anrechnung Uber das BA-Budget verwaltungstechnisch lediglich eine Rechte-
Tasche-Linke-Tasche-Spiel ware. Zudem entsteht durch die bloRe Geblhrenbefrei-
ung noch keine gelungene Veranstaltung, sodass das BA-Budget unter Umstanden
noch fur Veranstaltungsmaflnahmen gebraucht wird.

1.5 Weitere historische Aspekte

StraBenfasching

Die Finanzierung der beiden Faschingsveranstaltungen “Umzug der damischen Rit-
ter* und “Straflenfasching Miinchen Narrisch® wurde in den letzten Jahren und flir die
kommenden Jahre gesondert (ber mehrere Stadtratsbeschliisse sichergestellt'.

Grund fiir die lange Bearbeitungszeit der verschiedenen Stadtratsantrage
Durch die neuen Stadtratsantrage vom 04.07.2013 und vom 11.05.2015 und einen
hohen verwaltungsseitigen Abstimmungsaufwand mit unklaren rechtlichen Rahmen-
bedingungen musste das von der Verwaltung erarbeitete Konzept mehrfach iberar-
beitet werden.

2. Derzeit anfallende Kosten fiir Veranstaltungen und Méglichkeiten der Gebiihren-
und Kostenbefreiung bzw. -reduzierung

2.1 Kreisverwaltungsreferat

Kostenerhebung

Das Kreisverwaltungsreferat muss bei Veranstaltungen auf 6ffentlichem Verkehrs-
grund und in Griinanlagen grundsatzlich Verwaltungskosten erheben. Bei den Ver-
anstaltungen auf 6ffentlichem Verkehrsgrund richtet sich dies nach den Vorschriften
des Bayerischen Verwaltungskostengesetzes sowie der einschlagigen Gebiihrenord-
nung fir Malinahmen im StralRenverkehr (GebOSt) bzw. nach den Regelungen der
stadtischen Kostensatzung (KostenS).

Die Verwaltungsgebthren flr die meisten (eintagigen) Veranstaltungen liegen oft un-
ter 100,-- €. So betragt die Regelgebuihr bei Strallenfesten je nach Verwaltungsauf-
wand derzeit 50,-- € bis 100,-- € und stellt damit aus Sicht des Kreisverwaltungsrefe-
rates nur einen vergleichsweise geringen Kostenfaktor dar.

1 Sitzungsvorlagen Nrn. 08-14 / V 10788 vom 23.01.2013, 14-20/V 04266 vom 13.10.15 und
14-20/V 06916 vom 19.10.2016
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Eine Verwaltungsgebuhr wird nicht erhoben, wenn personliche Gebuhrenbefreiung
nach § 5 GebOSt bzw. nach § 4 KostenS i. V. m. Art. 4 KG vorliegt. Dies ist insbeson-
dere bei Veranstaltungen der Fall, bei denen die Stadt als Veranstalterin oder eine
stadtische Dienststelle als Mitveranstalter auftritt. In diesen Fallen erhebt das
Kreisverwaltungsreferat keine Verwaltungskosten flr die Veranstaltungserlaubnis.

Eine Bestimmung dahingehend, dass eine GebuihrenermaBigung oder Gebiihren-
befreiung von Verwaltungskosten in den Fallen moglich ist, in denen die Veranstal-
tung ausschlieBBlich oder liberwiegend im stadtischen Interesse liegt, gibt es da-
gegen nicht.

Die Regelung in den aktuell gultigen Veranstaltungsrichtlinien, nach der das Kreisver-
waltungsreferat darliber entscheiden kann, bei Veranstaltungen im stadtischen Inter-
esse auf eine Kostenerhebung zu verzichten, kann nicht mehr angewendet werden,
da sie nicht den rechtlichen Vorgaben entspricht.?

Dies bedeutet, dass das KVR auch bei ehrenamtlich organisierten Brauchtums-
veranstaltungen (wie Maibaumaufstellungen, Stadtteilfesten und Faschingsver-
anstaltungen) Verwaltungsgebiihren erheben muss.

Sondernutzungsgebiihren bzw. Gebiihren nach der Griinanlagengebiihrensat-
zung

Fur die Inanspruchnahme des Stralenraumes lber den Gemeingebrauch hinaus
sind Sondernutzungsgebiihren nach der Sondernutzungsgebihrensatzung zu er-
heben. Sofern jedoch die Sondernutzung (Veranstaltung) ausschlief3lich oder tber-
wiegend im offentlichen Interesse erfolgt, kann die Verwaltung von der Erhebung
einer Sondernutzungsgebiihr absehen, § 10 Abs. 1 Sondernutzungsgebuihrensat
zung.

Fir Veranstaltungen, bei denen das Vorliegen des 6ffentlichen Interesses bejaht
wird, z. B. Stadtteilfeste, Maibaumaufstellungen etc., wird in der Regel keine Son-
dernutzungsgebiihr erhoben.

Die Griinanlagengebiihrensatzung benennt fir bestimmte Griinanlagen sowie fir
bestimmte Aufbauten Nutzungsgebuhren. Ebenso wie die Sondernutzungsgebuh-
rensatzung sieht sie vor, dass die Gebuhren (nach der Grinanlagengebuhrensat-
zung) nicht erhoben werden, wenn die besondere Benutzung ausschlieBlich oder
uberwiegend im offentlichen Interesse erfolgt, vgl. § 1 Abs. 4 Grinanlagengebih-
rensatzung.

Faschingsveranstaltungen

Mit Beschluss der Vollversammlung vom 19.12.2007 wurde die Verwaltung beauf-
tragt, ein Konzept zur Unterstiitzung von Stadtteilfesten und Aktivitaten zu entwickeln.
Gleichzeitig war festgelegt worden, dass die Kosten bei Faschingsveranstaltungen

2 Vgl. Stellungnahme des KVR-1/11 vom 03.07.2012: ,In § 5 GebOST ist die personliche Gebuhrenbe-
freiung abschlielRend geregelt. Eine Bestimmung dahingehend, dass eine GeblihrenermaRigung oder
Gebihrenbefreiung in den Fallen moglich ist, in denen die Veranstaltung ausschlielich oder tGberwie-
gend im stadtischen Interesse liegt, fehlt. Auch das VwKostG, das iber § 6 GebOST Anwendung fin-
det, gibt keine Rechtsgrundlage fiir eine derartige Regelung in den Veranstaltungsrichtlinien her.”
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erst zu erheben sind, wenn eben dieses Gesamtkonzept vorliegt. Entsprechend die-
sem Beschluss hat das Kreisverwaltungsreferat von 2008 bis 2013 bei geblUhren-
pflichtigen Faschingsveranstaltungen zwar Gebuhren festgesetzt, diese jedoch nicht
zu Soll gestellt, d. h. die Veranstalterinnen und Veranstalter erhielten keine Zahlungs-
aufforderung.

Die Verwaltungskosten bei den Faschingsveranstaltungen werden seit 2014 wieder
zu Soll gestellt, da es keine rechtlichen Méglichkeiten fir das Kreisverwaltungsreferat
gibt, auf eine Gebuhrenerhebung zu verzichten. Von einer rickwirkenden Sollstellung
seit 2008 wurde jedoch abgesehen, da diese Forderungen gréfitenteils verjahrt und
eine Ruckforderung zudem nur schwer vermittelbar ware.

Es entspricht der aktuellen Rechtslage, auch beim Innenstadtfasching Verwaltungs-
kosten festzusetzen, da hier die Stadt nicht als Veranstalterin auftritt und wie darge-
stellt, keine anderen Mdglichkeiten zur Kostenbefreiung bestehen. Bei Miinchen Nar-
risch betragt die Verwaltungsgebihr derzeit 270,-- Euro, beim Faschingsumzug der
damischen Ritter 150,-- Euro.

Sondernutzungsgebiihren werden bei Faschingsveranstaltungen aufgrund des 6f-
fentlichen Interesses entsprechend der Regelungen der stadtischen Sondernut-
zungsgebuhrensatzung weiterhin nicht erhoben.

Veranstaltungszahlen

Die Erhebung der Veranstaltungszahlen und der damit erhobenen Geblhren erfolgt
manuell. 2012 wurden durch das Kreisverwaltungsreferat 956 Veranstaltungen auf 6f-
fentlichem Verkehrsgrund und in stadtischen Grinanlagen genehmigt. Fur diese Ver-
anstaltungen wurden Verwaltungsgebihren in Hohe von 28.831,80 € festgesetzt. Ne-
ben diesen Verwaltungskosten wurden bei Veranstaltungen in Grinanlagen Gebuh-
ren nach der Grunanlagengebuhrensatzung in Héhe von 114.403,60 € erhoben. Da-
bei ist zu berlcksichtigen, dass bei dieser Gebuhr etwa die Halfte auf einen einzigen
Veranstalter entfallen ist. 174 Erlaubnisse wurden kostenfrei erstellt, davon entfallen
16 auf Bezirksausschisse. Bei diesen Zahlen ist zu berlcksichtigen, dass mit einem
Erlaubnisbescheid mehrere Veranstaltungen genehmigt werden kénnen. So werden
zum Beispiel bei der Blade Night jedes Jahr mit einem Erlaubnisbescheid bis zu 18
Veranstaltungen genehmigt.

Bei den Veranstaltungen, die auf offentlichem Grund bzw. in stadtischen Griinanlagen
genehmigt wurden, handelte es sich um:

« etwas mehr als 100 StralRenfeste,
(Darunter fallen reine Anwohnerstra3enfeste, aber auch solche, die von min-
destens drei ortsansassigen Gewerbetreibenden veranstaltet werden sowie
Stadtteilfeste. Eine detailliertere Darstellung ist hier laut KVR nicht moglich.
Das Veranstaltungs- und Versammlungsburo sieht bei diesen Veranstaltungen
keinen kommerziellen Charakter im Vordergrund.)

* etwa 16 Faschingsveranstaltungen (inkl. den beiden GroRveranstaltungen Um-
zug der damischen Ritter und Straflenfasching Muinchen Narrisch) und

» etwa 20 GroRveranstaltungen (ohne Fasching).
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Von einer detaillierten Aktualisierung der Zahlen fur das Jahr 2015 wurde aufgrund
des sehr grof3en manuellen Verwaltungsaufwandes abgesehen.

Die Unterscheidung kommerzielle / nicht-kommerzielle Veranstaltung (vgl. Begrun-
dung im Stadtratsantrag Nr. 08-14 / A 04426 vom 04.07.2013) ist bei einigen Grol3-
veranstaltungen schwierig. So wird etwa beim Minchen Marathon ein Startgeld erho-
ben, dennoch erfolgt hier eine Férderung durch das Sportamt, da es sich auch um
eine Veranstaltung fur den Breitensport handelt. Auch Iasst sich beispielsweise die
Veranstaltung von City Partner zur Kulturnacht nicht eindeutig als kommerziell bewer-
ten. Es findet dort ein umfangreiches Kulturprogramm im Sinne eines StralRenfestes
statt, gleichwohl ist der Veranstalter eine Vertretung von Innenstadtbetrieben. Veran-
staltungen konnen trotz eines Veranstalters mit kommerziellem Hintergrund nicht
kommerzielle Veranstaltungen sein, so z. B. beim Strallenfasching in der Reichen-
bachstralle oder auch bei der Uni Credit Festspielnacht, die ein kostenloses Kultur-
programm bietet.

2.2 Baureferat

Beschilderungen

Soweit das Baureferat - Verkehrszeichenbetrieb mit der Beschilderung der Veranstal-
tungen beauftragt ist, erfolgt eine Verrechnung nach festen Kostensatzen. Der Be-
schilderungsumfang und somit der Kostenaufwand richten sich nach den verkehrs-
rechtlichen Anordnungen des Kreisverwaltungsreferates.

Nachdem fruher in den Veranstaltungsrichtlinien die Mdglichkeit eines Verzichtes zur
Kostenerhebung (bei 6ffentlichem Interesse) bestand, hatte sich die Kostenerhebung
durch das Baureferat fiir die Beschilderung grundsatzlich an der Entscheidung des
Kreisverwaltungsreferates orientiert, d. h. wenn das KVR keine Verwaltungsgebiihren
festgesetzt hatte, wurden vom Baureferat keine Kosten flir die Beschilderung erho-
ben. Diese Regelung kann laut KVR aber aus rechtlichen Grinden nicht mehr ange-
wandt werden (vgl. Punkt 2.1).

StraBenreinigung

Die Veranstaltungsgenehmigung sieht grundsatzlich vor, dass nach der Veranstaltung
die offentlichen Verkehrsflachen vom Veranstalter gereinigt werden. Diese Verpflich-
tung kann der Veranstalter entweder selbst erfiillen oder private Firmen bzw. die
stadtische StraBenreinigung beauftragen. Es besteht also kein Anschluss- und Be-
nutzungszwang an die stadtische Strallenreinigung.

Die stadtische Stralenreinigung ist als Regiebetrieb verpflichtet, alle Leistungen in
Rechnung zu stellen. Der Grofteil der regularen Leistungen der Stralenreinigung
wird fur die Anlieger im Vollanschlussgebiet erbracht, welche dafiir Gebuhren ent-
sprechend der Stral3enreinigungsgebuhrensatzung bezahlen. Leistungen fir Dritte,
worunter auch Leistungen im Rahmen von Veranstaltungen fallen, werden entspre-
chend dem tatsachlichen Aufwand auf Grundlage exakter Kostensatze verrechnet.
Veranstaltungen, die von der Stadt Minchen durchgefihrt werden (z. B. Fasching
Viktualienmarkt) werden tiber den Hoheitshaushalt abgerechnet.
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Faschingsveranstaltungen

Die stadtische StralRenreinigung ist als Regiebetrieb jedes Jahr nur mit der Reinigung
von bestimmten Faschingsveranstaltungen beauftragt. Die Reinigungsleistungen im
Zuge der Veranstaltungen, in denen die Stadt oder stadtische Dienststellen als Mit-
veranstalter auftreten, wie z. B. ,Fasching Viktualienmarkt“, werden Gber den Ho-
heitshaushalt verrechnet. Sonstige Faschingsveranstaltungen sind, sofern die Stra-
Renreinigung vom Veranstalter beauftragt wird, diesem in Rechnung zu stellen.

Veranstaltungszahlen
2015 wurden vom Baureferat rund 130.000,- € den Veranstaltern fir die in Auftrag
gegebenen Leistungen in Rechnung gestellt.

Anzahl der |Art der Leistung Summe der den Veranstaltern in
Auftrage Rechnung gestellten Kosten
21 Stralenreinigung fur Dritte ca. 71.000 €
77 Beschilderung fur Dritte ca. 59.000 €
Gesamtkosten 130.000,00 €

Kosten des Baureferates
Es besteht weder fur die erforderliche Beschilderung noch fiir eine eventuell erfor-
derliche StraRenreinigung ein Anschluss- und Benutzungszwang.

Das heildt, der Veranstalter kann diese Leistungen auch selbst bzw. durch private
Firmen durchfihren lassen.

Ein Verzicht auf Erstattung der flr StralRenreinigung und Beschilderung anfallenden
Kosten ist bei ,Veranstaltungen im 6ffentlichen Interesse” nach heutiger Rechtslage
nicht moglich. Geman Art. 18 Abs. 3 Satz 1 BayStrWG hat der Erlaubnisnehmer
(also bei Veranstaltungen der Veranstalter) dem Trager der Stralienbaulast alle Kos-
ten zu ersetzen, die diesem durch die Sondernutzung zusatzlich entstehen. Das um-
fasst die Kosten fur Stralenreinigung und Beschilderung. Fir die Kosten der Be-
schilderung ergibt sich das auch aus § 5b Abs. 2 Buchstabe e) StVG: Danach haben
die Unternehmer von Veranstaltungen die Kosten fir die entsprechenden amtlichen
oder zugelassenen Hinweiszeichen zu tragen.

Maibaumaufstellungen

Das Baureferat - HA V genehmigt nur den Standort fur einen Maibaum auf Flachen,
die dem Baureferat unterstehen. Die Genehmigung erfolgt nach der Grinanlagen-
satzung oder dem Bayerischen StralRen- und Wegegesetz.

Die Ausnahmebewilligung nach der Griinanlagensatzung und die Sondernutzungser-
laubnis missen nur einmalig erteilt werden. Bei dem Verfahren sind folgende Fach-
dienststellen beteiligt: HA-V, TZ5 (Erinnerungsverfahren bei Aufgrabungen im 6ffent-
lichen Grund gem. § 6 AufgrO), H15 (Stadtgestaltung), zustéandige Unterhalt von
Tiefbau und Gartenbau, KVR.
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Fir Verfahren ohne Erinnerungsverfahren werden bislang 30,-- € Verwaltungsgebiih-
ren erhoben. Sofern die Aufstellung auf offentlichen Grund erfolgt und demzufolge
ein Erinnerungsverfahren notwendig ist, fallen zusatzliche 200,-- € an.

Einer Kostenfreiheit aus Billigkeitsgriinden (z. B. Brauchtumspflege und Gemein-

schaftssinn) kann aufgrund von Art. 3 Abs.1 S.1 Nr. 2 Hs. 2 Kostengesetz entspro-
chen werden. Nachdem der Stadtrat Brauchtumsveranstaltungen kostenmaRig ent-
lasten mochte, wird das Baureferat diese Befreiungsmaoglichkeit kiinftig anwenden.

2.3 Kulturreferat

Fir die Bereitstellung von kostenglinstiger Veranstaltungstechnik fiir Veranstaltungen
von Vereinen, Initiativen, Einzelkiinstlern, Kiinstlergruppen, der stadtischen Referate
und Bezirksausschusse erhebt das Kulturreferat eine vom Stadtrat beschlossene
Nutzungsgebuhr (zuletzt Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom
24.07.2013, mit dem eine Anpassung zum 01.01.2014 erfolgte), die sich nach dem
Umfang der ausgeliehenen Geratschaften staffelt. Mit Wirkung vom 01.01.2017 ist
eine neuerliche Anpassung vorgesehen (Beschluss der Vollversammlung des Stadt-
rats vom 16.03.2016).

Die Miete erfolgt durch den Mieter freiwillig; es besteht kein Benutzungszwang.

Die Veranstaltungstechnik in der Abteilung 2 des Kulturreferats der Landeshauptstadt
Minchen ist ein Betrieb gewerblicher Art, der seine Leistungen grundsatzlich gegen
Nutzungsgebulhren (zzgl. 19% MWSt) zu erbringen hat. Rechnungsstellung erfolgt
auch im internen Verkehr. Eine Kostenfreistellung ist deshalb nicht méglich.

Da die Bereitstellung von kostengunstiger Veranstaltungstechnik fur gemeinnutzige,
nicht-kommerzielle Veranstalter eine Malnahme zur Forderung von Kunst und Kultur
darstellt, liegt die Hohe der Mietkosten allerdings erheblich unter den marktiblichen
Satzen.

Die Kosten, die bei der freiwilligen Nutzung dieser Leistungen entstehen, stehen in
keinerlei Zusammenhang mit behordlichen Auflagen oder Gebiihren.

2.4 Kommunalreferat / Abfallwirtschaftsbetrieb Miinchen (AWM)

Der AWM ist der kommunale Entsorgungsfachbetrieb Minchens und garantiert stets
die zuverlassige und ékologische Entsorgung von u. a. Veranstaltungen auf &ffentli-
chem Grund. Bei stadtteilbezogenen Veranstaltungen, die der Bezirksausschuss
selbst veranstaltet, ist der AWM selbstverstandlich bereit, die ordnungsgemafie Ab-
fallentsorgung durchzufihren.

Als Gebuhren rechnende Einrichtung ist es dem AWM jedoch nicht gestattet, allge-
mein das kulturelle Leben und das ehrenamtliche Engagement in Minchen zu fér-
dern. Die Aufgaben des AWM sind es, zur Abfallvermeidung beizutragen, die Erho-
hung der Recyclingquoten voranzutreiben und die ordnungsgemale Abfallverwertung
durchzufihren.
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Der AWM kann daher lediglich diejenigen Veranstaltungen unterstitzen, bei denen
der Veranstalter dem AWM die Méglichkeit fur Marketing- bzw. Informationsmafinah-
men (z. B. zu Abfallvermeidung und/oder -entsorgung) einrdumt. Der Wert dieser
MarketingmalRnahmen kann die Kosten fur die Entsorgungsleistungen reduzieren.
Voraussetzung flr einen reibungslosen Ablauf ist jedoch, dass dem Abfallwirtschafts-
betrieb ein/e Ansprechpartner/in genannt und die Veranstaltung - soweit moglich -
mindestens vier Wochen im Voraus bekannt gegeben wird, um die notwendige Lo-
gistik vorzubereiten und die Marketingmal3nahmen planen zu kdnnen.

Der AWM wirkt auRerdem darauf hin, dass das in § 4 Abs. 9 Gewerbe- und Bauabfall-
entsorgungssatzung verankerte Einwegverbot bei der Ausgabe von Speisen und Ge-
tranken bei Veranstaltungen auf stadtischen Grundsticken eingehalten wird. Far die
laufende Verwaltungsarbeit und Kontrollen im Zusammenhang mit der Durchsetzung
des Einwegverbots werden den Veranstaltern grundsatzlich keine Kosten auferlegt.
Soweit im begriindeten Einzelfall Befreiungen vom Einwegverbot erteilt werden, er-
hebt der AWM dann keine Verwaltungsgebihren, wenn die Stadt als Veranstalterin
auftritt. Auf die Ausfiihrungen des Kreisverwaltungsreferats unter Ziffer 3.1 zur per-
sonlichen Geblhrenbefreiung wird verwiesen. Im Ubrigen ist der Kostenfaktor fir an-
fallende Verwaltungsgebihren unbedeutend, da Befreiungen nur auf einzelne be-
grindete Ausnahmefalle beschrankt sind und gegebenenfalls nicht mehr als 50,-- €
Verwaltungsgebihr erhoben werden.

Im Zusammenhang mit der Verpflichtung, Speisen und Getranken in pfandpflichtigen
Mehrwegbehaltnissen auszugeben, haben die Veranstalter unter Umstanden auch
Mehrkosten hinzunehmen, z. B. fir Infrastruktur, Geschirrreinigung, Verlust von Ge-
schirr und Mehrwegbechern.

Um die Veranstalter bei der Abfallvermeidung zu unterstitzen, hat der AWM mit dem
gemeinnutzigen MobilSpiel e.V. eine vertragliche Vereinbarung abgeschlossen, in der
geregelt ist, dass die vorhandenen drei Geschirrspilmobile flr Veranstaltungen in
Minchen zu festgelegten besonders glinstigen Konditionen zur Verfligung gestellt
werden. Diese konnten ermdglicht werden, indem sich der AWM an den Betreiber-
kosten des MobilSpiel e.V beteiligt. Hierdurch tragt der AWM dazu bei, dass der
durch Einwegverpackungen auf Veranstaltungen anfallende Abfall vermieden wird.
Die Veranstalter kbnnen neben anderen Mdglichkeiten gerne auch dieses kosten-
glnstige Angebot wahrnehmen.

2.5 Leistungen der MVG

Veranstaltungen im StralRenraum machen haufig Umleitungsverkehre und Haltestel-
lenverlegungen erforderlich. Diese zusatzlichen Leistungen kann die MVG, die ihre
Kosten aus Fahrgeldeinnahmen decken muss, nur gegen Kostenerstattung erbrin-
gen. Teilweise werden flr Veranstaltungen auch einzelne Shuttlebusverkehre (inkl.
Servicepersonal) eingesetzt.

Hierbei werden den Veranstaltern aber nur die diesen Mallnahmen zuordenbaren, zu-
satzlich anfallenden Kosten in Rechnung gestellt.

Ausnahmsweise werden Leistungen der MVG durch die MVG getragen, wenn sie
(Mit-) Veranstalter ist.
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Daruber hinaus ist ein Einnahmeverzicht (z. B. bei Veranstaltungen im &ffentlichen In-
teresse) aus steuerrechtlichen Griinden unzulassig?.

2015 wurden den Veranstaltern von der MVG fiir 37 Veranstaltungen* rund 75.000,--
€ in Rechnung gestellt. Hierin sind auch GroRveranstaltungen wie die Blade Night
oder der 30. Minchen Marathon enthalten.

Grundséatzlich ist den Veranstaltern aber anheim gestellt, ihre Veranstaltung so zu
planen, dass der Linienverkehr mdglichst wenig beeintrachtigt wird und entsprechend
geringere Kosten entstehen. Fir die entsprechende Beratung steht die MVG selbst-
verstandlich gerne zur Verfligung.

2.6 Leistungen von Dritten

Neben den Leistungen, die direkt von dem Hoheitsbereich der Stadtverwaltung, dem
AWM oder der MVG erbracht werden, kénnen behérdliche Auflagen aber auch durch
i. d. R. kostenpflichtige Leistungen von Dritten erfullt werden.

Beispielsweise konnen die Veranstalter folgende Leistungen bei Dritten einkaufen:

Verkehrsbeschilderung,

Stral3enreinigung,

Mdllentsorgung,

Bereitstellung von sanitaren Anlagen,

Sicherheitsdienst,

Sanitatsdienst,

Bereitstellen von Feuerloschern,

Hauptuntersuchung bei Faschingsgefahrten,

Gasabnahmen,

Stromanschluss, Verbrauche Strom und Wasser

bei Musikveranstaltungen: laufende Messungen und Protokollierung durch techni-

sches Personal vor Ort,

* Mehrwegbecher z. B. bei Sportveranstaltungen incl. des dadurch entstehenden
Personalmehraufwands,

» Streckenposten bei Sportveranstaltungen,

» Veranstalter-Haftpflichtversicherung.

Einen weiteren Kostenfaktor stellen die Vergitungssatze der GEMA dar.

3 Vgl. verdeckte Gewinnausschuittung
4 Ein Teil der Veranstaltungen wird von der Landeshauptstadt Miinchen oder staatlichen Stellen veran-
staltet, bei einigen Veranstaltungen handelt es sich ggf. auch um kommerzielle Veranstaltungen.
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2.7 Steigende Kosten bei Veranstaltungen

In der Beschlussvorlage des RAW® vom 13.10.2015 sind beispielsweise zu den Kos-
tensteigerungen beim zentralen Minchner Stralenfasching ,Minchen Narrisch” fol-
gende Kostenfaktoren aufgefiihrt:

Erstellung Sicherheitskonzept 7.000 €

Aufstockung Sicherheitspersonal
(bisher 15 T€ / kiinftig ca. 25 T€) 10.000 €

Besuchertoiletten im gesamten
Veranstaltungsbereich (neue Position) 4.000 €

Erweiterung Technik Bihne Marienplatz
zur Besucherlenkung (neue Position) 5.000 €

Summe ca. 26.000 €
Die Kosten fiir 2016 steigen damit auf insgesamt etwas tber 100.000,-- €.

Fir die Finanzierung standen neben Platzgeldern und Sponsoring bis zu 51.000 €
Zuschuss durch Landeshauptstadt Minchen zur Verfugung.

Der gréfite Kostenfaktor ist mit insgesamt tiber 40.000 € der Block "Security" (Kon-
zepterstellung, Umsetzung Sicherheitsmalinahmen, Sicherheitsdienst), die anderen
Kostenblécke wie Technik, Organisationskosten, Bands inklusive GEMA, etc. liegen
weit dahinter.

Fir 2016 betragen die an die LHM zu zahlenden Kosten ca. 5.100 €° und etwa
2.000 € an die SWM fur Strom.

In der Beschlussvorlage vom 11.10.2016 zur Finanzierung des Stralenfaschings in
den kommenden Jahren beschreibt das RAW, dass sich gerade die Sicherheitskos-
ten im kommenden Jahr nochmals erhéhen.

Auch andere Beispiele zeigen deutlich, dass sich die Steigerungen bei den Kosten
v. a. bei den ,Leistungen von Dritten“ ergeben, wie z. B. den umzusetzenden Si-
cherheitsmalRnahmen oder den gestiegene Vergltungssatzen der GEMA.

Die Kosten, die direkt durch stadtische Dienststellen in Rechnung gestellt werden,
stellen zwar in den meisten Fallen nicht die gréiten Kostenfaktoren dar, sie belasten
aber die Veranstaltungen in Summe zusatzlich.

5 Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 04266
6 ohne Nachzahlung fir 2015
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2.8 Moglichkeiten eines ,,Einnahmeverzichts“

Gem. dem Stadtratsantrag Nr. 14-20/ A 01024 der CSU-Stadtratsfraktion vom
11.05.2015 hat die Stadtkdmmerei in ihrer Stellungnahme vom 09.10.2015 (Anlage 6)
u. a die Moglichkeit eines Einnahmeverzichts geprift und fiihrt hierzu Folgendes aus:

J2a. ,Verzicht auf Einnahmen”

Aus Sicht der Stadtkammerei - HA 1/1 muss unter Beachtung der rechtlichen
Qualitat der ,Einnahmen® (privatrechtliches oder 6ffentlich-rechtliches Entgelt,
Verwaltungskosten etc.) von den zustandigen Fachreferaten zunachst gepriift
werden, ob im Rahmen allgemeiner Regelungen (Gebihrensatzung etc.) oder
aufgrund von Einzelfallentscheidungen ein (teilweiser) Verzicht auf die Geltend-
machung der Gebuhr/ des privatrechtlichen Entgelts etc. gegentber den Veran-
staltern mdglich ist.

Allgemeingultige Aussagen sind der Stadtkdmmerei aufgrund der Vielschichtig-
keit der Sachverhalte nicht moglich, zumal es sich sowohl um unterschiedliche
Veranstaltungen als auch um verschiedene Leistungen mehrerer Referate han-
delt.

So dirften sich die rechtlichen Mdglichkeiten bei der Erhebung einer Benut-
zungsgebihr, wie z. B. der Stra3enreinigungsgebihr, entscheidend anders dar-
stellen als bei der Geltendmachung eines privatrechtlichen Entgelts.

Grundsatzlich ist folgendes anzumerken:

Wie in der zitierten E-Mail der Stadtkdmmerei vom 16.06.2015 bereits ausge-
fuhrt, gelten gem. Art. 61 Abs. 2 Satz 1 BayGO die Grundsatze der Sparsamkeit
und Wirtschaftlichkeit.

Zu diesen beiden Grundsatze, die meist gemeinsam zu werten sind, gehort die
Ausschépfung aller Einnahmemadglichkeiten. Die Gemeinde hat die zur Erflllung
ihrer Aufgaben erforderlichen Einnahmen soweit vertretbarer und geboten aus
besonderen Entgelten zu beschaffen (Art. 62 Abs. 2 BayGO). Bei der Festset-
zung der besonderen Leistungsentgelte ist den Gemeinden ein Spielraum der
eigenverantwortlichen politischen Entscheidung eingeraumt. Wirtschaftli-
che und soziale Gesichtspunkte werden dabei eine Rolle spielen.

Die Grundsatzregelung in Art. 62 Abs. 2 BayGO erfasst nicht nur die 6ffent-
lich-rechtlichen Leistungsentgelte (Abgaben), sondern auch die privatrechtlich
geregelten besonderen Entgelte fur die von der Gemeinde erbrachten Leistun-
gen (Schreml/Bauer/Westner, Kommunales Haushalts- und Wirtschaftsrecht in
Bayern, Stand Januar 2015, 1l 62 Erl. 5).°

Entsprechend der abschlieRenden Empfehlung der Stadtkdmmerei haben die betei-
ligten Fachreferate die jeweiligen Gestaltungsspieltrdume gepruft und in ihre oben
aufgeflihrten Textbeitrage eingearbeitet.

2.9 Méglichkeit der ,,Forderungsverrechung*

Das Haushaltsrecht bietet Fachreferaten grundsatzlich die Moglichkeit in Abrech-
nungsfalle, bei denen der Hoheitsbereich der Landeshauptstadt Miinchen gegeniber
einem Debitor sowohl Forderungen als auch Guthaben hat, Gber das Kassen- und
Steueramt eine Forderungsverrechnung zu veranlassen.
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Diese Moglichkeit kann bei Veranstaltungen fir die Kosten, die das KVR (Verwal-
tungskosten) und das Baureferat (StralRenreinigung und Beschilderung) in Rechnung
stellen, genutzt werden’:

Eine Fachdienststelle, die Zuschisse flr eine Veranstaltung gewahrt, kann in Zusam-
menarbeit mit den Dienststellen, die Leistungen fur dieselbe Veranstaltung in Rech-
nung stellen, veranlassen, dass eine Forderungsverrechnung durchgefiihrt wird.

Damit bleibt der Veranstalter zwar der Kostenpflichtige, jedoch kénnen die stadti-
scherseits anfallenden Kosten stadtintern mit den auszureichenden Zuschiissen di-
rekt verrechnet werden.

Diese Verrechnung entlastet die zumeist ehrenamtlich tatigen Veranstalter etwas und
erzielt — zumindest nach aufden — eine ahnliche Wirkung wie ein Einnahmeverzicht:
Auch wenn sich dadurch der Verwaltungsaufwand erhoht, kann die Landeshauptstadt
Minchen hierdurch ein Zeichen setzen, dass bestimmte Veranstaltungen nicht nur
bezuschusst werden, sondern sich die Veranstalter im Rahmen der leider be-
schrankten rechtlichen Moglichkeiten gar nicht um die Begleichung einzelner
stadtischer Rechnungen kiimmern missen.

Im Nachgang zur Beschlussfassung sollen die Referate beauftragt werden, im Rah-
men ihrer jeweiligen Zuschussgewahrung flr Veranstaltungen eine mogliche Forde-
rungsverrechung zu prufen und anzuwenden.

3. Bestehende stadtische Fordermoglichkeiten

Uber die dargestellten Méglichkeiten fiir eine Gebiihren- und Kostenbefreiung bzw.
-reduzierung hinaus werden seitens der Fachreferate bereits derzeit durch verschie-
dene Moglichkeiten Aktivitaten in den Stadtteilen in vielfaltiger Weise untersttitzt. Die
Fachreferate wurden deshalb gebeten, einen Uberblick (iber diese Angebote zu lie-
fern.

3.1 Ubernahme der Gebiihren und Kosten durch das BA-Budget

Das Budget der Bezirksausschusse dient nach § 10 der Bezirksausschuss-Satzung
dem Ziel der Forderung des Gemeinschaftslebens im Stadtbezirk.

Im Rahmen dessen kdnnen die Bezirksausschisse auf Antrag des Veranstalters Uber
die (Zusatz-)Finanzierung der Stadtteilaktivitaten aus dem BA-Budget entscheiden.
Dabei ist auch eine Ubernahme der Gebiihren und Kosten mdglich.

Durch eine Anderung der Satzung fir die Bezirksausschiisse mit Stadtratsbeschluss
vom 19.12.2012 wurde § 10 Absatz 1 BA-Satzung so gefasst, das nunmehr auch
Malnahmen geférdert werden konnen, die in ihrer Bedeutung Uber den Stadtbezirk
hinausgehen. Hierdurch wurde den Bezirksausschlssen ein noch weiterer Gestal-
tungsspielraum bei der Férderung gegeben.

7 Fur Kosten, die der AWM und die SWM in Rechnung stellen, ist eine Forderungsverrechnung laut
Stadtkdmmerei haushaltsrechtlich nicht zulassig.
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Von der Moglichkeit, Veranstaltungen aus Mitteln des BA-Budgets zu fordern, wird
rege Gebrauch gemacht. Dabei werden von den Antragstellern/-innen in der Kosten-
kalkulation meist auch die stadtischen Geblhren einbezogen, in der Regel Uberneh-
men die Bezirksausschusse auch diese Kosten im Rahmen der Zuwendung aus ih-
rem Budget. Die Bezirksausschisse kdnnen wegen ihrer guten Kenntnisse des ortli-
chen Geschehens und auch auf Grund eventueller Erfahrungen bei friheren Besu-
chen der jeweiligen Veranstaltungen die Férderwirdigkeit dieser Veranstaltungen
sehr gut beurteilen. Die Bezirksausschlsse verwalten ihre Budgetmittel sehr verant-
wortungsbewusst und orientieren sich bei der Vergabe ihrer Budgetmittel vorrangig
auch an den Bedurfnissen in ihrem jeweiligen Stadtbezirk. In den vergangenen drei
Jahren wurden von den Bezirksausschiissen jahrlich durchschnittlich ca. 834.910 €
Budgetmittel bewilligt.

Fur das Jahr 2015 wurden fir Maibaumaufstellungen bzw. Maifeiern sieben Antrage
gestellt. Die darin aufgefiihrten Geblhren und Kosten (fur die Verwaltungskosten des
KVRs, Versicherungskosten, GEMA-Geblihren, Verkehrszeichen und Strom) liegen
zwischen 220,-- € und 1.017,-- €.

Die beantragten Zuschusse (fir stadtische und nicht stadtische Kosten) wurden von
den zustandigen Bezirksausschissen in drei Fallen voll bewilligt, in drei Fallen teilwei-
se bewilligt und einmal abgelehnt.

3.2 Fordermoglichkeiten des Migrationsbeirats

Nach § 2 a der Migrationsbeiratssatzung kann der Auslanderbeirat nach MalRgabe
von Richtlinien Zuschussvergaben empfehlen. Gefordert werden kénnen Tatigkeiten
und Malinahmen von Vereinen, Verbanden und Initiativen, die die Integration und die
Verstandigung zwischen Deutschen und Nichtdeutschen fordern und bereichern, auf
den Gebieten, Kultur und Sport, Kinder und Jugend sowie Soziales.

Daflr stehen dem Migrationsbeirat derzeit Mittel in Ho6he von 127.800 € jahrlich zur
Verfiigung. In diesem Rahmen kann der Migrationsbeirat Veranstaltungen und Pro-
jekte auf Antrag der Veranstalter finanzieren. Dabei ist auch eine Ubernahme der Ge-
blhren und Kosten moglich.

2015 wurden damit beispielsweise 98 Veranstaltungen und Projekte gefordert. In die
Kostenkalkulation werden meist auch die stadtischen Gebuhren einbezogen.

3.3 Fordermaoglichkeiten des Kulturreferats

Das Kulturreferat hat hierzu mitgeteilt, dass die Grundsatze der Forderung uber das
Kulturreferat in zwei Regelwerken niedergelegt sind, die im Internet zu finden sind:

http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Kulturreferat/Kulturfoerderung/Foer
derkriterien.html

http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Kulturreferat/Stadtteilkultur/Projekt-
foerderung-Stadtteilkultur.html

In der Stadtteilkultur geht es um die kulturelle Situation in den jeweiligen Stadtbezir-
ken.
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Kennzeichnend fur die Arbeit im Kulturreferat ist die enge Abstimmung mit den Akteu-
ren vor Ort (Bezirksausschuss, Vereine, Kunstlerinnen und Kinstler, engagierte Bur-
gerinnen und Burger, kulturelle Einrichtungen, Bildungseinrichtungen u. a.). Grundle-
gend ist die Ermittlung des jeweiligen Bedarfs, die Unterstutzung der gegebenenfalls
auch gemeinsam entwickelten Projekte in verschiedener Hinsicht (beratend, tech-
nisch, finanziell, in der Offentlichkeitsarbeit), das Schaffen rdumlicher Mdglichkeiten
fur stadtteilkulturelle Aktivitaten (optimaler Fall: eines stadtteilkulturellen Zentrums),
die Betreuung der Partner in den Bezirken (Vereine, Initiativen, Zuwendungsempfan-
ger) sowie eigene kulturelle Projekte, die das Kulturreferat in den Stadtbezirken um-
setzt (z. B. Stadtteilwochen).

Wesentlich ist, dass die Férderentscheidungen die Situation im jeweiligen Stadtbezirk
mit einbezieht (Aktivierungspotenzial, spezielle Problematik, spezielle Anlasse, kon-
krete Auswirkung u. a.).

In Zusammenhang mit der Planung und Organisation von Veranstaltungen fallen di-
verse Gebihren an. Eine erste Klarung hierzu findet in Zusammenhang mit der An-
tragstellung im Veranstaltungsbiro des Kreisverwaltungsreferates statt. Das Veran-
staltungsbiiro schaltet die betroffenen Referate und Dienststellen ein.

Sondernutzungsgebuihren werden nicht erhoben, wenn die Sondernutzung aus-
schlieRlich oder tiberwiegend im 6ffentlichen Interesse erfolgt. Das Kulturreferat gibt
insofern dem Kreisverwaltungsreferat bei Bedarf jeweils eine entsprechende fachli-
che Einschatzung.

Darlber hinaus verhandelt das Kulturreferat vor allem bei kulturellen
GroRveranstaltungen mit dem Ziel, den Aufwand, der bei AWM und SWM entsteht,
als Sponsorbeitrag darzustellen. In der Praxis lauft es also recht differenziert. Im
Grundsatz ist jedoch festzuhalten, dass entstehende Gebulhren in Gesamtkalkulatio-
nen eingehen und somit das Gesamtbudget belasten. Eine anteilige finanzielle For-
derung durch das Kulturreferat (oder eines Bezirksausschusses) fliel3t daher auch in
die Deckung dieser Posten.

Gebuhren belasten jedoch nicht nur Stadtteilaktivitdten und Stadtteilfeste, sondern
ebenso stadtteilibergreifend ausgerichtete GrolRveranstaltungen im Freien wie auch
Projekte im Programm "Freie Kunst im 6ffentlichen Raum", zu deren Finanzierung
das BA-Budget nicht (oder nur anteilig) herangezogen werden kann. Im letztgenann-
ten Fall werden die Kinstler/Klnstlerinnengruppe/n vertraglich verpflichtet, die erfor-
derlichen Gebulhren innerhalb der Férdersumme in die Kalkulation einzuberechnen.

3.4 Fordermoglichkeiten des Referats fiir Bildung und Sport

Uber das Sportamt werden Veranstaltungen des Breiten-, Spitzen- und Behinderten-
sports geférdert und bezuschusst. Eine ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Bei-
trdge 2015 bzw. der Planungen flr die Jahre 2015 — 2017 findet sich in der nicht &f-
fentlichen Beschlussvorlage Nr. 14 - 20 / V 04373.

Angesichts der sportlichen Interessenvielfalt einer Gro3stadtbevdlkerung, der Viel-
zahl angebotener Eventkonzepte, aber auch finanzieller und oértlicher Beschrankun-
gen, ist es dem Sportamt Minchen nicht mdglich, jede Sportveranstaltung zu férdern.
Deshalb setzt das Referat fir Bildung und Sport bei der Planung und Auswahl auf
Prioritaten. Die eingereichten Veranstaltungen werden vom Bereich Sportveranstal-
tungen anhand von Bewertungskriterien (z. B. Aktivierungsgrad im Vereins- und Frei-
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zeitsport, Wirtschafts- und Tourismusférderung, Imagefaktor, Medienwirksamkeit, ge-
sundheitliche und soziale Wirkung etc.) gepruft und kategorisiert.

Die detaillierten Forderrichtlinien fur Sportveranstaltungen sind im Internet unter fol-
gender Adresse verdffentlicht:
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung//Referat-fuer-Bildung-und-
Sport/Sportfoerderung.html

Aus diesen Richtlinien geht hervor, dass neben der rein finanziellen Bezuschussung
Uber den Veranstaltungsservice des Sportamts auch zusatzliche ideelle Leistungen
angeboten werden, wie beispielsweise die Priifung der sportfachlichen Bedarfe und
die fachliche Beurteilung fur 6ffentlich-rechtliche Verfahren. In enger Absprache mit
dem Veranstaltungsbiro des Kreisverwaltungsreferates erfolgt zumeist auch die Un-
terstlitzung bei Genehmigungsverfahren bis hin zur Uberlassung stadtischer Rdume
und Sportflachen. Zuletzt unterstiitzt die Servicestelle férderungswirdige Veranstal-
tungen in der Kommunikation und Bewerbung, sowie bei der Vermittlung von Kontak-
ten, wie z. B. zu stadtischen Beteiligungsgesellschaften (Olympiapark Minchen
GmbH, Stadtwerke Minchen GmbH) und anderen Sportanbietern (Verbande, Verei-
ne, privatwirtschaftlich), dem Schulsport, Wirtschaftspartnern und Medien.

2015 wurden Uber das Veranstaltungsbudget des Sportamt insgesamt knapp 30 ver-
schiedene Sportveranstaltungen und Projekte geftrdert. In der flr eine Bezuschus-
sung notwendigen Schlussabrechnung werden von der Antragstellerin/vom Antrags-
steller bzw. der/dem Veranstalter/in zumeist sémtliche anfallenden stadtischen Ge-
blhren einbezogen, die das Referat fur Bildung und Sport in der Regel als forde-
rungsfahige Kosten anerkennt. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass jede Bezu-
schussung einer Sportveranstaltung gleichzeitig anteilig die Kosten entstehender
stadtischer Gebuhren tragt. Damit belasten alle stadtischen Gebuhrenerhebungen,
die bei sportlichen Veranstaltungsformaten auf 6ffentlichen Grund anfallen, grund-
satzlich das jahrliche Zuschussbudget.

Auf Anfrage des Sportamtes wurden von den Veranstaltern folgende Kostensteige-
rungen aufgrund stadtischer Auflagen bzw. Gebiihren benannt:

* B2RUN Mdunchen (netto): ca. 20.000 €
Kosten aufgrund stadtischer Vorgaben / Richtlinien: z. B. Rettungsdienst BRK,
Sicherheitsdienst, zusatzliche Sanitare Anlagen, Mehrwegbecher fur Laufer-
versorgung, zusatzliches Personal fur Wasserausschank in Mehrwegbecher,
Mdallentsorgung.
Veranstalter B2RUN GmbH & Co. KG

* Minchner Blade Night (netto): ca. 27.000 €
Kosten aufgrund stadtischer Vorgaben / Richtlinien: z. B. MVG, Bladeguards
Aufwandsentschadigung, Rettungsdienst BRK, Sicherheitsdienst, zusatzliche
sanitare Anlagen, Mullentsorgung
Veranstalter: Green City e.V.

* Cycling Days Minchen (netto): ca. 115.000 €


http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung//Referat-fuer-Bildung-und-Sport/Sportfoerderung.html
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung//Referat-fuer-Bildung-und-Sport/Sportfoerderung.html
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung//Referat-fuer-Bildung-und-Sport/Sportfoerderung.html
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Kosten aufgrund stadtischer Vorgaben / Richtlinien: z. B. Abgitterung Radstre-
cke, Beschilderung Gefahrenstellen, Streckenposten, Feuerwehr, Sanitater,
Mehrwegbecher flr Sportlerversorgung, Mullentsorgung

Veranstalter: Delius Klasing Verlag (Mitveranstalter LHM)

* Minchen Marathon (netto): ca. 20.000 €
Kosten aufgrund stadtischer Vorgaben / Richtlinien: z. B. Abgitterung Laufstre-
cke, Beschilderung Gefahrenstellen, Streckenposten, Feuerwehr, Sanitater,
Mehrwegbecher fir Sportlerversorgung, Mullentsorgung
Veranstalter: runabout GmbH

* Minchner Sportfestival (netto): ca. 7.000 €
Kosten aufgrund stadtischer Vorgaben / Richtlinien: z. B. Rettungsdienst, Si-
cherheitsdienst, Schilderdienst, Reinigung Konigsplatz, Sanitére Anlagen,
Wetterdienst, Instandsetzung Konigsplatz
Veranstalter: Landeshauptstadt Miinchen

Allerdings sind diese stadtischen Auflagen flr Veranstaltungen im 6ffentlichen Raum
bei den Sportveranstaltern bekannt und im Grunde auch unumstritten. Das Problem
sind die gestiegenen Preise in den letzten Jahren. Aus diesem Grund schlagt das Re-
ferat fur Bildung und Sport — Geschaftsbereich Sport vor, jeweils nach Prifung im
Einzelfall lediglich nachvollziehbare Kostenmehrungen durch stadtische Auflagen und
Gebuhren zu erstatten.

Erganzend berichtet das Referat fur Bildung und Sport, dass es Raume und Flachen
in nahezu allen Schulanlagen fir gemeinnitzige Zwecke Uberlasst. Neben wieder-
kehrenden Belegungen (z. B. Minchner Volkshochschule) unterstitzt das RBS jahr-
lich ca. 370 vorwiegend gemeinnultzige Veranstaltungen.

3.5 Fordermodglichkeiten des Sozialreferats

Finanzielle Forderung von Veranstaltungen

Bei Bezuschussungen durch das Sozialreferat stehen selten einzelne Veranstaltun-
gen im Mittelpunkt. Vorrangig werden Trager oder soziale Mallnahmen geférdert und
in diesem Zusammenhang nur hin und wieder gesondert oder erganzend Veranstal-
tungen.

Materielle Unterstiitzungsleistungen fiir Veranstaltungen
Nach Mitteilung des Sozialreferats bestehen in den einzelnen Amtern und Stellen fol-
gende Fordermoglichkeiten:

Amt fur Soziale Sicherung (S-I):

Sowohl die Einrichtungen der offenen Altenhilfe (ASZ, Seniorenclubs, Seniorentreffs
u.a.) als auch der offenen Behindertenarbeit beteiligen sich regelmaRig an Stadtteil-
wochen, -festen und Stadtviertelaktivitaten, auch weil diese von den Einrichtungen
als eine gute Plattform fir Offentlichkeitsarbeit und Vernetzungsméglichkeiten in den
jeweiligen Stadtvierteln gesehen werden.
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Gerade die Alten-Service-Zentren (ASZ) berichten, dass sie Uber diese Veranstaltun-
gen viele neue Besucherinnen sowie Besucher und auch Ehrenamtliche gewinnen
konnen (entsprechende Veranstaltungen finden sowohl an den verschiedenen Veran-
staltungsorten und an zentralen Platzen als auch in den Raumen der Einrichtungen
statt).

Die bei der Abteilung Altenhilfe und Pflege (S-I-AP) gesteuerten Einrichtungen verfu-
gen hierfur Uber kein gesondertes Budget (oder einen dafir bestimmten Budgetan-
teil), sondern missen die MaRhahmen (z. B. fir Flyer, Messestand, Gebuhren, Give-
aways, Kaffee und Betriebskosten fiir die genutzten Raume bei Uberlassung der
Raume) aus dem laufenden Haushalt finanzieren.

Sollte dariiber hinaus ein zusatzlicher, nicht Gber den Einrichtungshaushalt zu fi-
nanzierender Bedarf bestehen, beantragen die Einrichtungen ggf. Mittel aus dem
Budget des jeweiligen Bezirksausschusses gemal} der ,Richtlinien fir die Gewahrung
von Zuwendungen aus Budgetmitteln der Bezirksausschusse der Landeshauptstadt
Minchen".

Aus den genannten Grinden (eigene Budgetfinanzierung der Einrichtung und Mit-
Finanzierung aus BA-Zuschissen) ist es notwendig, dass, wie in der Vergangenheit,
die Veranstaltungsgebuhren niedrig und kostengunstig gehalten werden.

Eine véllige Kostenneutralitat fir soziale Einrichtungen, wie in dem Antrag von SPD
und Biindnis 90/DIE GRUNEN/Rosa Liste angestrebt, wéare aus Sicht von S-1-A sehr
positiv einzuschatzen. Eine zusatzliche Finanzierung aus dem Produktbudget, um
dies zu ermdglichen, ist jedoch leider nicht moglich.

Stadtjugendamt Miinchen (S-Il):
Das Stadtjugendamt Munchen weist auf bestehende Finanzierungen und Projekte
hin, die die entstehenden Kosten bei Stadtteilfesten niedrig halten.

»opiellandschaft Stadt“ (geférdert durch das Stadtjugendamt Minchen)

Zusammen mit Partnerinnen und Partnern fuhrt ,Spiellandschaft Stadt e.V." Projekte
durch, die in Inhalt und Ziel neue Spielideen vermitteln. Die Bandbreite der Projekte
ist so vielseitig, wie die der Uber 100 Partnerinnen und Partner. Von neuen Medien,
Uber Wald-, Umwelt- und naturwissenschaftliche Projekte, Veranstaltungen im Be-
reich Gesundheit, Bewegung, Zirkus, Sport und Spaf} bis hin zum Erstellen von Kin-
der-Stadtteilplanen. Der ,Spiellandschaft Stadt e.V.“ bietet Beratung beim Einsatz und
auch bei Genehmigungen im 6ffentlichen Raum.

»Mobilspiel e.V.”“ (gefordert durch das Stadtjugendamt Miinchen)

Das ,Servicepaket* bietet ein buntes Angebot speziell fir Stadtteil-, Kinder, Spiel- und
Birgerfeste. Zu diesem gehoéren Spielgerate, technisches Equipment (Zelte, Pauvil-
lons, Buhnenteile, Blihnenlberdachung), Biergarnituren, Besteck und Geschirr bis zu
mobilen Spulmobilen, Spielpadagogische Beratung, Materialzusammenstellung nach
Wunsch (auch Selbstabholer-Service).

Das ,,Miinchner Spielkistl“ bietet ein malgeschneidertes Angebot fir Kinder mit
Spielen, Sporteln, Schminken, Basteln, Materialzusammenstellung nach Wunsch,
themenbezogene Spielaktionen, mobiles Kasperltheater. Die ,Minchner Spielkistl*
sind Bauwagen mit einer Lange von circa 3,5 m bis 7 m. Es sind bunte Bauwagen,
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die seit Uber 25 Jahren die MUnchner Spielszene beleben. Bemalt oder besprayt von
Kindern oder jugendlichen Kinstlerinnen und Kinstlern mit den verschiedensten Mo-
tiven wie Dschungel, Wasserwelt, Fu3ball-WM, Marchen, Weltraum etc.

Sie sind bei Freizeiteinrichtungen, Schulen oder Kindergarten, auf Strallen- oder
Stadtteilfesten, in den Parks und an vielen anderen Stellen Miinchens im Einsatz.

»opielen in der Stadt e.V.” (gefordert durch das Stadtjugendamt Minchen)

Die Angebote und Mdglichkeiten beinhalten u.a. Spielbusse (Artmobil, Bauklttze, Be-
wegungsbaustelle, Kameramobil, Piraten, Seifenkistl, Zirkus Pumpernudl, Wasser-
spielbus), Schminkwerkstatt, Bambus-Bau-Stelle und vieles mehr.

Bei den Angeboten ist es wichtig darauf hinzuweisen, dass die Forderung die entste-
henden Nutzungsgebuhren entsprechend niedrig halten. Ergénzend ist festzustellen,
dass sich die vom Stadtjugendamt bezuschussten Einrichtungen mit Sozialraumbe-
zug ohnehin mit Aktivitaten und ggf. Raumuiberlassungen beteiligen.

Eine weitergehende Subventionierung ist aus den bestehenden Budgets leider nicht
moglich.

Amt fir Wohnen und Migration (S-lll):

Seitens S-lll gibt es neben den Nachbarschaftstreffs keine aufzuflihrenden Leistun-
gen.Die Nachbarschaftstreffs sind jedoch in den Quartieren eine unmittelbare Infor-
mations- und Kontaktdrehscheibe fiir die Aktivitaten im Stadtteil. Uber die Nachbar-
schaftstreffs werden die Aktivitaten teilweise initiiert bzw. werden diese dementspre-
chend auch eingebunden und genutzt. Zusatzliche Férderungen sind jedoch nicht
moglich.

Sozialbiirgerhauser (S-1V):

Zur Frage, welche Moglichkeiten bestehen, gemeinnutzige Veranstaltungen durch
kostenfreie Uberlassung von Raumlichkeiten zu unterstitzen, wird auf die Stadtrats-
anfrage ,Nutzung der Veranstaltungsraume der Sozialbirgerhduser durch Vereine*
verwiesen.Die Gebaude der Sozialblrgerhauser sind grundsatzlich verschieden kon-
zipiert. Eine allgemeingultige Aussage ist deshalb nicht mdglich. Einige Hauser kom-
men schon allein wegen der baulichen Gegebenheiten fir die Nutzung der Raume fir
Stadotteilfeste nicht in Betracht. In einigen Hausern stehen Besprechungsraume zur
Verfligung. Diese kdnnten wahrend der Offnungszeiten der Sozialblrgerhduser ge-
nutzt werden. Vorbereitende und nachbearbeitende Aktivitaten kdnnen jedoch aus
Kapazitatsgrinden nicht vom Personal der Sozialburgerhauser geleistet werden, ins-
besondere bei aulRerhalb der Ublichen Dienstzeit stattfindenden Veranstaltungen. Die
Wiederherstellung des urspringlichen Zustandes des Raumes muss in eigener Ver-
antwortung der Veranstalterin bzw. des Veranstalters erfolgen. Nachdem die Bespre-
chungsraume weitestgehend in derselben SchlieRanlage wie die Bliroraume integriert
sind, kann kein Schlissel ausgegeben werden.

Die Einhaltung der Datenschutzbelange muss uneingeschrankt gesichert sein. Um
den Schutz vor Vandalismus sicherzustellen, muss der Aufenthalt durch den Wach-
dienst insbesondere in Hausern, die baulich bedingt extern durchgangig begehbar
sind, Uberwacht werden.
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Der Einlass darf nur dem berechtigten Personenkreis gewahrt werden und nach dem
Veranstaltungsende muss die ordnungsgemafle Ubergabe der Raumlichkeiten durch
die fur die Veranstaltung verantwortliche Person Uberprift werden.

Personal aus den Sozialburgerhdusern steht fur diese Aufgabenerfillung nicht zur
Verfigung.

Ferner kdnnen zusatzlich anfallende Kosten bezuglich Bewachung und Reinigung
nicht von den Sozialblrgerhausern iGbernommen werden.

Die dienstliche Nutzung der RGume muss immer Vorrang haben. Durch eine regelma-
Rige Nutzung der Radume durch Vereine bzw. fur Stadtteilfeste ware keine uneinge-
schrankte Nutzung durch die Dienststelle oder von anderen stadtischen Dienststellen
mehr mdglich.

Die Planung fur die eigene Nutzung und gegebenenfalls eine kurzfristige Nutzung
ware erschwert. Eine Uberlassung von Raumlichkeiten ist also grundsatzlich zwar
maglich, ist jedoch im jeweiligen Einzelfall und mit entsprechender Sensibilitat zu pri-
fen.

Fazit:

Abschliefdend stellt das Sozialreferat fest, dass durch die hohe Bedeutung der sozial-
raumlichen Organisation des Sozialreferats die einzelnen Angebote i.d.R. Méglichkei-
ten zur Unterstlitzung von Stadtteilfesten und Stadtteilaktivitaten beinhalten. Dies trifft
auch die Nutzung der Raumlichkeiten von bezuschussten und eigenen Einrichtungen.
Die Abstimmung und Beteiligung erfolgt somit Gber die Einrichtungsleitungen in den
jeweiligen Stadtbezirken.

Durch die Beteiligung der Bezirksausschiisse in den regionalen Arbeitskreisen von
REGSAM (Regionalisierung Sozialer Arbeit in Minchen) ist dies aus unserer Sicht
ausreichend gesichert.”

3.6 Fordermoglichkeiten des Referats fiir Arbeit und Wirtschaft

Die Vollversammlung des Stadtrats befasste zuletzt am 19.10.2016 mit den Zuschus-
sen zu den beiden Faschingsveranstaltungen “Umzug der damischen Ritter” und
“Strallenfasching Miunchen Narrisch® und hat die Finanzierung der Zuschisse fur die
kommenden Jahre sichergestellt.®

Ein offentliches Interesse an der sicheren Abwicklung der Brauchtumsveranstaltun-
gen wurde bereits in friiheren Beschlliissen anerkannt. Auf die aktuellen Diskussionen
im Zusammenhang mit der Sicherheit bei Faschingsveranstaltungen darf an dieser
Stelle hingewiesen werden.

Darlber hinaus wurden etwaige Férdermdglichkeiten bei der Stadtwerke Minchen
GmbH abgefragt. Der SWM ist es grundsatzlich nicht mdglich, gemeinnutzige Stra-
Renfeste mit finanziellen Mitteln zu unterstitzen. Hintergrund stellt die Problematik
der “verdeckten Gewinnausschittung” dar. Die SWM als Dienstleister im Bereich des
Nahverkehrs und der Energie- und Wasserversorgung tritt jedoch vielfach unterstiit-
zend als Werbepartner der Veranstalter auf (,Sponsoring“ o. a., keine Kostenfreiheit).

8 Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 06916
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Zudem bezuschusst das RAW den Festring Minchen e. V. fir den Trachten- und
Schutzenumzug und den Einzug der Festwirte beim Munchner Oktoberfest und spe-
zZielle Ereignisse (wie das Stadtgrindungsfest).

3.7 Fordermaoglichkeiten des Referats fiir Gesundheit und Umwelt

Das Referat fir Gesundheit und Umwelt tritt als Kooperationspartner flr das Street-
life-Festival - ohne eigene Finanzmittel — auf.

Das Streetlife-Festival ist Munchens grofites Straldenfest und eine der groften jahr-
lich stattfindenden Veranstaltungen der Bundesrepublik. An zwei Wochenenden im
Jahr werden die Ludwig- und Leopoldstralle zu Deutschlands l&angster autofreien In-
formations- und Flaniermeile. Wo sonst Blechlawinen das Bild dieser Stral3e pragen,
erleben jahrlich bis zu 600.000 Besucher zwei Mal pro Jahr im Juni und im Septem-
ber das Streetlife-Festival mit Anregungen aus unterschiedlichen Kontexten. Es zeigt
ein verdichtetes Schaubild aktueller Positionen und Trends zum umweltbewussten
Leben in der Stadt.

In sechs Themenbereichen (Klima & Energie, Mobilitdt, Stadtgestaltung, Sport & Li-
festyle, Mensch & Familie und Erndhrung) kénnen die Besucherinnen und Besucher
spannende Aussteller, interessante Informationen und viele unterschiedliche Mit-
mach- und Unterhaltungsangebote kennenlernen. Dabei bildet die harmonische Ver-
bindung zwischen Information und Unterhaltung, Umweltpolitik und Kunst, Mobilitats-
konzepten und Livekonzerten, Podiumsdiskussion und Sport die perfekte Grundlage
der einzigartigen Veranstaltung.

Seit dem Jahr 2000 veranstaltet die Minchner Umweltinitiative Green City e.V. zu-
sammen mit dem Referat flir Gesundheit und Umwelt der Landeshauptstadt Min-
chen anlasslich des europaweiten autofreien Tages das Streetlife-Festival. Die Veran-
staltung macht alternative Nutzungsmaglichkeiten des 6ffentlichen Raums, insbeson-
dere des Strallenraums, flr die Bevoélkerung vielfaltig nutzbar und in neuer Art und
Weise erlebbar.

Die Veranstaltung wird bisher vom RGU nicht bezuschusst. Die Griinde fir die Ko-
operation sind vielfaltig, ihr liegen sowohl umwelt- wie gesundheitspolitischen Uberle-
gungen (vor allem CO2- und Larmreduktion durch Riickgang des motorisierte Indivi-
dualverkehr) zugrunde. Das Streetlife-Festival erscheint dem RGU als sehr gute
Moglichkeit die Vielfalt der Themen blrgernah zu prasentiert.
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4. Ausgestaltung eines ,,Veranstaltungsbudgets*

4.1 Notwendigkeit eines Veranstaltungsbudgets

Die Erhebungen des Direktoriums zeigen auf, dass die Stadtverwaltung den Veran-
staltern von nicht kommerziellen Veranstaltungen im &ffentlichen Raum bereits heute
aufgeteilt nach den fachlichen Zustandigkeiten vielfaltige fachliche und finanzielle
Fordermoglichkeiten bietet.

Viele Veranstalter bestatigen aber, dass gerade bei Grol3veranstaltungen die Kosten,
die durch Geblhren und Auflagen v. a. durch den Zukauf von Leistungen Dritter
entstehen, in den letzten Jahren erheblich gestiegen sind und so die Finanzierbarkeit
gerade der nicht kommerziellen Veranstaltungen zunehmend gefahrdet wird.

Wie dargestellt, stellen gerade die Kosten fiir den Bereich ,Sicherheit* einen standig
steigenden Kostenfaktor dar.

Eine Erhéhung der Zuschussmittel, wie sie ein von der SPD-Stadtratsfraktion vorge-
schlagenes ,Veranstaltungsbudget® bieten wirde, wird von mehreren Referaten da-
her als dringliche MaRnahme gesehen, um die attraktive Veranstaltungsvielfalt in
Munchen weiterhin gewahrleisten zu kdnnen.

4.2 Ansiedlung der Verwaltung des Veranstaltungsbudgets

Bereits heute mussen sich Veranstalter je nach Sinn und Zweck der jeweiligen Veran-
staltung mit verschiedenen stadtischen Dienststellen, mit verschiedenen stadtischen
Forder-/Zuschussrichtlinien, Antragsverfahren und -formularen auseinandersetzen.
Wegen dieses ,Behdrdendschungels” wurde 2013 das Projekt ,Zuschussvollzug in
der LHM: Vereinheitlichung, Vereinfachung — Verbesserung“ unter der Federfuhrung
des Sozialreferats eingerichtet.

Mit dem Ziel, den Verwaltungsvollzug einfach zu halten, wurde abgewogen, ob ent-
weder eine neue Stelle eingerichtet werden soll, die das ,Veranstaltungsbudget” kom-
plett verwalten soll oder ob die Mittel auf die Referate aufgeteilt werden sollen, die
bereits heute gezielt Veranstaltungen férdern und/oder bezuschussen.



Dabei wurden folgende Aspekte berlcksichtigt:

Einrichtung einer neuen Stelle

Seite 26

Aufteilung des Budget auf
bereits fordernde/bezu-
schussende Referate

Aufwand fiir
die Veranstal-
ter

Die Veranstalter miissen sich mit
einer weiteren Stelle der Stadt-
verwaltung, zusatzlichen Zu-
schussrichtlinie und mit einem
zusatzlichen Antragsverfahren
auseinandersetzen.

Der Zusatzaufwand fir die Ver-
anstalter wird weitgehend ver-
mieden, da sie sich an die be-
reits zumeist bekannten Stellen
wenden konnen.

Aufwand fiir
die Stadtver-

Die Erfullung einer neuen Aufga-
be kann nur durch die Bereitstel-

Das in den Referaten vorhande-
ne stadtische Personal, das be-

Kosten

waltung lung entsprechender Ressour- reits heute mit der Férderung/
cen sichergestellt werden. Fur Bezuschussung befasst ist,
die Erarbeitung und Pflege von | kénnte den jeweiligen Referats-
Zuschussrichtlinien, die Bearbei- | anteil am Veranstaltungsbudget
tung von Zuschussantragen, Be- | mit vergleichsweise geringem
scheiden und Verwendungs- Mehraufwand zusatzlich verwal-
nachweisen musste entspre- ten. Ob dies Uberall ohne Perso-
chendes Personal vorgesehen nalmehraufwand leistbar ist,
werden. wird sich erst zeigen, wenn sich
die jeweiligen Fallzahlen einge-
pendelt haben.
Zeitlicher Die Erarbeitung und Verabschie- | Die Umsetzung kann in den
Aspekt dung neuer revisionssicherer meisten Fallen zlgig erfolgen,
Zuschussrichtlichtlinien nimmt auf den bisherigen Erfahrungen
eine langere Zeitdauer in An- (Prozesse, Unterlagen, ...) kann
spruch. zeitnah aufgebaut werden.
Monetarer Komplett neue Personalressour- | Zusatzliche Personalressourcen
Aspekt cen verursachen zusatzliche kénnen ganz oder zumindest

weitestgehend vermieden wer-
den.

Das Direktorium sieht erhebliche Vorteile und Synergieeffekte sowohl fir die Veran-

stalter als auch fir die Verwaltung, wenn das ,Veranstaltungsbudget bei den bereits
heute fordernden bzw. bezuschussenden Stellen angesiedelt und in die bestehenden
Verfahren integriert wird.
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4.3 Bedarfsorientierte Beantragung zusatzlicher Finanzmittel durch die fordernden
Stellen

Das Direktorium schlagt vor, dass die Fachreferate zur Prifung beauftragt werden,
ob die von ihnen bezuschussten Veranstaltungen aufgrund der durch gesetzliche
und behdrdliche Auflagen steigenden Kosten eine hoheren Zuschussbedarf aufwei-
sen.

Soweit sich bei der jeweiligen Prifung ein hoherer Finanzierungsbedarf ergibt, der
nicht aus den bestehenden Referatsbudgets abgedeckt werden kann, sollen die
Fachreferate entsprechende Beschlussvorlagen in ihre Fachausschiisse einbringen.

Je nach inhaltlichem Schwerpunkt einer Veranstaltung (Kultur, Sport, ...) bieten die
Sitzungen der Fachausschusse die richtige Plattform zur Abwagung zwischen
einer angemessenen Bezuschussung auf der einen Seite und den Sparzwangen
der Landeshauptstadt Minchen auf der anderen Seite.

Mit dem Stadtratsantrag Nr. 14-20/ A 02422 vom 26.08.2016 wird die Stadtverwaltung
u. a. beauftragt aufzuzeigen, welche Referate wie viele Zuschliisse an welche Veran-
stalter bisher auszahlten und welche Kriterien dabei zur Anwendung kommen.

Das Direktorium musste zur Erarbeitung dieser Zusammenstellung alle Zuschuss ge-
wahrenden Dienststellen abfragen. Das Ergebnis wiirde dann dem Verwaltungs-
und Personalausschuss zur Vorberatung vorgelegt werden.

Um die aktuelle Beschlussvorlage nicht nochmals um Monate zu verzégern, hat das
Direktorium die notwendige Referateabfrage noch nicht durchgefihrt.

Das Direktorium ist prinzipiell gerne bereit, die notwendigen Informationen im Nach-
gang zur Behandlung dieser Vorlage zu erheben, empfiehlt aber aktuell davon abzu-
sehen und stattdessen verwaltungsseitig das vorgeschlagene Konzept zu vollziehen.

4.4 Kommunikationskonzept

Veranstalter mussen sich — je nach Ausgestaltung der jeweiligen Veranstaltungen —
um eine Vielzahl von Fragestellungen kiimmern, wie z. B. ,Was braucht man fir eine
Genehmigung?“, ,Was entstehen fir Kosten?*, ,Was flr Zuschisse gibt es?“ ....,
und dementsprechend mit verschiedenen stadtischen Dienststellen Kontakt aufneh-
men. Insofern halt es das Direktorium flir sehr zielfihrend, wenn den Veranstaltern
moglichst friihzeitig (z. B. bei der Beantragung einer Genehmigung im KVR in Form
einer Informationsbroschire ) aufgezeigt wird, welche Punkte grundsétzlich bei Ver-
anstaltungen zu berlcksichtigen sind.

Diese Aspekte werden sowohl in dem Auftrag aus dem Stadtratsantrag Nr. 14-20/ A
02422 vom 26.08.2016, ein Kommunikationskonzept zu erarbeiten, als auch dem
Stadtratsantrag 14-20 / A 02134, ,One Stop Agency” fur Stralken-, Vereins- und
Schulfeste, der vom KVR federfuhrend bearbeitet wird, aufgegriffen.

Nachdem sich die beiden Antrage inhaltlich stark Gberschneiden, hat sich das KVR
bereit erklart, sich auch federfiuhrend um den Part ,Kommunikationskonzept® aus
dem Stadtratsantrag Nr. 14-20/ A 02422 vom 26.08.2016 zu kiimmern.
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5. Beantwortung der Fragen aus dem BA-Antrag Nr. 14-20 / B 02389

1. Das Kreisverwaltungsreferat wird gebeten darzulegen,

a) welche Einnahmen es aus der Bearbeitung und Genehmigung von Veranstal-
tungen im 16. Stadtbezirk fur das Jahr 2015 erzielt hat und welcher Arbeits-
aufwand demgegenuber stand.

Antwort des Kreisverwaltungsreferats:

.Bei den Gebihren ist zu unterscheiden zwischen Verwaltungsgebihren und
Sonder- oder Benutzungsgebuihren. Die Verwaltungsgebuhren werden fir die
Bearbeitung der Veranstaltung durch die Genehmigungsbehdérde (Kreisver-
waltungsreferat - Veranstaltungs- und Versammlungsbiro) und die weiteren
am Genehmigungsverfahren beteiligten Fachdienststellen erhoben. Sonder-
oder Benutzungsgebihren werden fir die tatsachliche Nutzung 6ffentlicher
Flachen und fir nach der Griinanlagensatzung definierte Ortlichkeiten in stad-
tischen Grunanlagen erhoben. Die statistische Erfassung der fur Veranstaltun-
gen erhobenen Gebuhren wird nicht nach Stadtbezirken aufgeteilt und kann
daher im VVB nicht ermittelt werden. Eine Erfassung des Arbeitsaufwandes
(z. B. in Arbeitsstunden) erfolgt nicht. Insgesamt wurden im Jahr 2015 fur den
Stadtbezirk Ramersdorf-Perlach 96 Genehmigungen und 6 Marktfestsetzun-
gen erteilt. Davon fanden 62 Veranstaltungen auf Privatgrund und 11 auf 6f-
fentlichem Verkehrsgrund statt. In stadtischen Grinanlagen wurden 23 Veran-
staltungen abgehalten.

Die Hohe der Verwaltungsgebuhren richtet sich je nach Rechtsgrundlage ei-
ner Veranstaltung nach einem gesetzlich definierten Gebihrenrahmen. Darin
enthalten sind auch die Verwaltungsleistungen aller am Genehmigungsverfah-
ren beteiligen Fachdienststellen. Beurteilt wird der notwendige Verwaltungs-
aufwand. Fur Veranstaltungen auf 6ffentlichem Straflengrund liegt der Rah-
men gemafl Gebihrenordnung fir Malnahmen im Stralenverkehr (GebOSt)
zwischen 10,20 € und 767,- € (bei aullergewohnlich hohem Aufwand bis
2.301,- €).

Fur die Festsetzung von Markten, Messen, Ausstellungen liegt der Rahmen
nach dem Kostengesetz und dem zum Kostengesetz erlassenen Kostenver-
zeichnis zwischen 50,- € und 1500,- €.

Fir Veranstaltungen im Vollzug des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes
(LStVG) liegt der Rahmen gemaf Satzung Uber die Erhebung von Verwal-
tungskosten fir Amtshandlungen im eigenen Wirkungskreis der Landeshaupt-
stadt Minchen und des dazu ergangenen Kostenverzeichnisses zwischen
15,- € und 1.250,- €.

Fir Veranstaltungen in Griinanlagen sind die Bestimmungen der stadtischen
Grlinanlagensatzung und der Griinanlagengebihrensatzung einschlagig (z. B.
Theatron im Ostpark 31,- €/Tag).”
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b) inwiefern ihm Erkenntnisse vorliegen, in welchen Fallen Veranstalter aufgrund
der Hohe der Gebulhren friher regelmaRig stattfindende Feste und Veranstal-
tungen zurtuckgefahren oder zurickgenommen haben — stadtbezirksbezogen
oder stadtweit.

Antwort des Kreisverwaltungsreferats:

.Dem Kreisverwaltungsreferat - Veranstaltungs- und Versammlungsbdiro - lie-
gen keine Erkenntnisse uber Falle vor, in welchen Veranstalter aufgrund der
Hohe der Gebuhren friher regelmafig stattfindende Feste oder Veranstaltun-
gen zuruckgefahren oder zurickgenommen haben.”

c) inwiefern das Kreisverwaltungsreferat Mdglichkeiten hat, ehrenamtliches En-
gagement im Rahmen der Geblhrenerhebung zu berticksichtigen und inwie-
weit es davon Gebrauch macht.

Antwort:
Auf die Ausfihrungen unter Nr. 3.1 im Vortrag des Referenten darf verwiesen
werden.

2. Der Stadtrat der Landeshauptstadt Minchen wird aufgefordert, den Bezirksaus-
schussen ein satzungsmafiges Recht einzurdaumen, das fir eine bestimmte Anzahl
von Veranstaltungen im Jahr per BA-Beschluss die Befreiung von stadtischen Gebih-
ren ermoglicht, ohne dass diese dann dem Bezirksausschussbudget angerechnet
werden. Die Kolleginnen und Kollegen der Bezirksausschisse 1-15 und 17-25 wer-
den dafur um Unterstitzung gebeten.

Antwort::
Im o. g. Punkt 3 im Vortrag des Referenten wird dargestellt, dass

- das KVR bei Veranstaltungen, die im ausschlief3lich oder Gberwiegend 6ffentlichen
Interesse stattfinden, von der Erhebung von Sondernutzungsgebthren nach der Son-
dernutzungsgebihrensatzung und Nutzungsgebihren gem. der Grinanlagengebuh-
rensatzung i. d. R. absieht,

- das Baureferat bei Maibaumaufstellungen auf die Erhebung von Verwaltungsgebih-
ren verzichten wird,

- ein Einnahmeverzichts (im Sinne einer ,Geblhrenbefreiung“) bei den weiteren oben
aufgeflihrten stadtischen Kosten rechtlich nicht zulassig ist und

- lediglich bei den Kosten, die den Hoheitshaushalt betreffen, eine ,Forderungsverre-
chung® Uber die Zuschuss gewahrende Stelle, d. h. in diesem Fall den jeweiligen BA,
maoglich ist.

In all diesen Punkten wird die Verwaltung kuinftig die gesetzlichen Spielrdume zur
kostenmafigen Entlastung von Veranstaltungen, die im 6ffentlichen Interesse stattfin-
den, von sich aus nutzen. Darliber hinaus besteht kein Spielraum fiir die Erteilung
von Gebiihrenbefreiungen, der per Satzungsanderung auf die BAs libertragen
werden konnte.
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Anhoérung des Bezirksausschusses

Da mit dem Antrag des BA 16 eine Anderung der BA-Satzung gefordert wurde, besteht
ein Anhorungsrecht nach Anlage 1 der BA-Satzung, Ziffer 1 im Abschnitt Direktorium. Die
Bezirksausschusse wurden deshalb mit Schreiben vom 06.02.2017 zum Entwurf der Vor-
lage um Stellungnahme gebeten.

Die Vorlage wurde abgestimmt mit dem KVR, dem Baureferat, dem RGU, dem RAW,
dem RBS, dem Kulturreferat, dem Sozialreferat, der Stadtkdmmerei und dem AWM.

Dem Verwaltungsbeirat der HA | des Direktoriums, Herrn Stadtrat Johann Altmann, und
dem POR ist ein Abdruck der Sitzungsvorlage zugeleitet worden.
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Antrag des Referenten

1.

2.

Der Stadtrat nimmt die vorstehenden Ausfuhrungen zur Kenntnis.

Die Referate werden beauftragt zu prifen, ob die von ihnen bezuschussten oder in
Kooperation organisierten Veranstaltungen aufgrund der durch gesetzliche und be-
hordliche Auflagen steigenden Kosten eine hdheren Zuschussbedarf aufweisen. So-
weit sich bei der jeweiligen Prifung ein hdherer Finanzierungsbedarf ergibt, der nicht
aus den bestehenden Referatsbudgets abgedeckt werden kann, sollen die Fachrefe-
rate entsprechende Beschlussvorlagen in ihre Fachausschisse einbringen.

Der Oberblrgermeister wird gebeten, die Referate zu beauftragen, im Rahmen ihrer
jeweiligen Zuschussgewahrung fur Veranstaltungen eine mégliche Forderungsverre-
chung zu prifen und anzuwenden.

Die Ziffern 1 und 2 des A_nderungsantrags der SPD-Stadtratsfraktion und der Frakti-
on Blindnis 90 / DIE GRUNEN / Rosa Liste vom 28.11.2007 sind somit geschaftsord-
nungsgemal erledigt.

Der Stadtratsantrag Antrag Nr. 08-14 / A 04426 vom 04.07.2013 ist geschaftsord-
nungsgemal erledigt.

Der Stadtratsantrag Antrag Nr. 14-20 / A 01024 vom 11.05.2015 ist geschéaftsord-
nungsgemal erledigt.

Der Stadtratsantrag Antrag Nr. 14-20 / A 02422 vom 26.08.2016 bleibt bezogen auf
das noch zu erstellende Kommunikationskonzept aufgegriffen, ist davon abgesehen
aber geschaftsordnungsgemaR erledigt.

Die Antrage Nrn. 14-20 / B 02389 der CSU-Fraktion im Bezirksausschuss 16 vom
26.04.2016 und 14-20 / B 02646 des Bezirksausschusses 24 vom 25.07.2016 sind
somit satzungsgemal erledigt.

Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.
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Beschluss
nach Antrag.

Die endglltige Beschlussfassung Uber den Beratungsgegenstand obliegt der Vollver-
sammlung des Stadtrates.
Der Stadtrat der Landeshauptstadt Midnchen

Der / Die Vorsitzende Der Referent

Bilrgermeister/-in Dieter Reiter
ea. Stadtrat / ea. Stadtratin Oberblrgermeister



IV. Abdruck von . mit Ill.

uber den Stenografischen Sitzungsdienst

an das Direktorium - Dokumentationsstelle
an die Stadtkammerei
an das Revisionsamt

z. K.

Wv. - Direktorium
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1. Die Ubereinstimmung vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift wird

bestatigt.

an das Direktorium — HA Il

an das Direktorium — Dokumentationsstelle

an das Baureferat
an das Kreisverwaltungsreferat

an das Kulturreferat

an das Referat fiir Arbeit und Wirtschaft

an das Referat fiir Bildung und Sport
an das Sozialreferat

an den AWM
an die Stadtwerke Miinchen GmbH

z. K.

Am

BOB

D-L

D-GL/L

D-GL 1 /BW

D-HAI1/L und D-I-
7A')

D-I-ZV, 1

Entwurfs-
verfasser/-
in




	1. Anlässe und Historie
	1.1 Stadtratsantrag Nr. 08-14 / A 04426 vom 04.07.2013
	1.2 Stadtratsantrag Nr. 14-20/ A 01024 vom 11.05.2015
	1.3 Stadtratsantrag Nr. 14-20/ A 02422 vom 26.08.2016
	1.4 Anträge Nr. 14-20 / B 02389 der CSU-Fraktion im Bezirksausschuss 16 vom 26.04.2016 und Nr. 14-20 / B 02646 des Bezirksausschuss 24 vom 25.07.2016
	1.5 Weitere historische Aspekte

	2. Derzeit anfallende Kosten für Veranstaltungen und Möglichkeiten der Gebühren- und Kostenbefreiung bzw. -reduzierung
	2.1 Kreisverwaltungsreferat
	2.2 Baureferat
	2.3 Kulturreferat
	2.4 Kommunalreferat / Abfallwirtschaftsbetrieb München (AWM)
	2.5 Leistungen der MVG
	2.6 Leistungen von Dritten
	2.7 Steigende Kosten bei Veranstaltungen
	2.8 Möglichkeiten eines „Einnahmeverzichts“
	2.9 Möglichkeit der „Forderungsverrechung“

	3. Bestehende städtische Fördermöglichkeiten
	3.1 Übernahme der Gebühren und Kosten durch das BA-Budget
	3.2 Fördermöglichkeiten des Migrationsbeirats
	3.3 Fördermöglichkeiten des Kulturreferats
	3.4 Fördermöglichkeiten des Referats für Bildung und Sport
	3.5 Fördermöglichkeiten des Sozialreferats
	3.6 Fördermöglichkeiten des Referats für Arbeit und Wirtschaft
	3.7 Fördermöglichkeiten des Referats für Gesundheit und Umwelt

	4. Ausgestaltung eines „Veranstaltungsbudgets“
	4.1 Notwendigkeit eines Veranstaltungsbudgets
	4.2 Ansiedlung der Verwaltung des Veranstaltungsbudgets
	4.3 Bedarfsorientierte Beantragung zusätzlicher Finanzmittel durch die fördernden Stellen
	4.4 Kommunikationskonzept
	5. Beantwortung der Fragen aus dem BA-Antrag Nr. 14-20 / B 02389


